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I  PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 

1.0 Art der baulichen Nutzung 

(§ 9 (1) 1 BauGB, §§ 1 – 15 BauNVO) 

1.1 Eingeschränktes Gewerbegebiet (GEe) 

(§ 9 (1) 1 BauGB, § 8 BauNVO i. V. m. § 1 (6) BauNVO) 

Im eingeschränkten Gewerbegebiet sind gemäß § 8 (2) BauNVO folgende Nutzungen 

zulässig: 

- Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude, 

- Schank- und Speisewirtschaften sowie nicht störende Handwerksbetriebe 

- Tankstellen, 

- Ladenhäuser, 

- Anlagen für sportliche Zwecke 

Folgende nach § 8 (3) BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen sind i. V. m. mit 

§ 1 (6) BauNVO zulässig: 

- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke. 

Folgende nach § 8 (3) BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen sind i. V. m. mit 

§ 1 (6) BauNVO unzulässig: 

- Vergnügungsstätten. 

1.2 Allgemeines Wohngebiet WA 

(§ 9 (1) 1 BauGB, § 4 BauNVO i. V. m. § 1 (6) (7) BauNVO) 

Im allgemeinen Wohngebiet sind gemäß § 4 (2) BauNVO folgende Nutzungen zulässig: 

- Wohngebäude, 

- die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften sowie 
nicht störende Handwerksbetriebe, 

- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke. 

Folgende nach § 4 (3) BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen sind i. V. m. mit 

§ 1 (6) BauNVO unzulässig: 

- Betriebe des Beherbergungsgewerbes, 

- Anlagen für Verwaltungen, 

- Gartenbaubetriebe, 

- Tankstellen, 

- sonstige nicht störende Gewerbebetriebe. 

In Baufeld - II-5 - sind i.V.m. § 1 (7) BauNVO im Erdgeschoss folgende Nutzungen nur 

ausnahmsweise zulässig: 

- Wohngebäude 
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2.0 Maß der baulichen Nutzung 

(§ 9 (1) Nr. 1 BauGB, §§ 1 – 15 BauNVO) 

2.1 Zulässige Grundfläche 

2.1.1 GRZ I 

Die zulässige Grundflächenzahl bestimmt sich nach den Angaben in der Spalte „GRZ I“ der 
Nutzungsschablone. 

2.1.2 Überschreitung der GRZ I 

Die zulässige Grundflächenzahl darf durch die Grundfläche von Garagen, Stellplätzen und 
ihren Zufahrten sowie von Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO bis zu der in der 
Nutzungsschablone als „GRZ II“ beschriebenen maximalen Grundflächenzahl überschritten 
werden. 

Eine Überschreitung der festgesetzten Grundflächenzahl ist durch Anlagen, die das 

Baugrundstück lediglich unterbauen, bis zu einer Grundflächenzahl von 0,8 zulässig. 

2.2 Höhe der baulichen Anlagen  

(§ 9 (1) 1 BauGB, § 9 (3) BauGB, §16 (2) BauNVO und §18 BauNVO) 

2.2.1 Bestimmung der Höhe baulicher Anlagen  

Die Höhe der baulichen Anlagen wird durch das Höchstmaß (GH max.) der Gebäudehöhe 
gemäß Nutzungsschablone festgesetzt. Das Höchstmaß ist in Relation zum unteren 
Bezugspunkt in Metern angegeben.  

2.2.2 Bezugspunkt 

- Der obere Bezugspunkt (OB) wird durch die Oberkante der Attika gebildet. Wird keine 
Attika gebaut, ist der obere Bezugspunkt die Oberkante des Flachdachs an der 
Schnittstelle der Außenwand mit der Dachhaut.  

- Als Unterer Bezugspunkt (UB) gilt die Oberkante der angrenzenden öffentlichen 
Verkehrsfläche, im Schnittpunkt mit der Mittelachse der zugeordneten Gebäudefassade. 
Bei Zurückspringen der Fassadenabschnitte ist deren Gesamtabwicklung maßgebend. 

2.2.3 Höhen von Gemeinschaftsgaragenanlagen 

 Für Gemeinschaftsgaragenanlagen gilt das Höchstmaß (GH max.) von 7,5 m, 

- Der obere Bezugspunkt (OB) wird durch die Dachhaut gebildet. 

- Als Unterer Bezugspunkt (UB) gilt die Oberkante der angrenzenden öffentlichen 
Verkehrsfläche. 

- Die unterste Parkebene ist auf einer Tiefe von mind. 1,5 m unterhalb des unteren 
Bezugspunkts herzustellen.    

2.2.4 Überschreitung von Anlagen zur Nutzung von Sonnenenergie und technische Aufbauten 

Anlagen zur Nutzung von Sonnenenergie sowie technische Aufbauten dürfen die Oberkante 
der Attika um maximal 1,0 m überschreiten und sind von der Außenfassade um jeweils 1,0 m 
abzurücken. Bei Gebäuden ohne Attika sind Anlagen zur Nutzung von Sonnenenergie von der 
Oberkante des Flachdachs an der Schnittstelle der Außenwand mit der Dachhaut mindestens 
in der Höhe der Anlage abzurücken (45 Grad Winkel), mindestens jedoch 2 Meter.  
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2.3 Geschossigkeit 

Die Anzahl der Geschosse baulicher Anlagen richtet sich nach den Angaben der 
Nutzungsschablone, sofern in den Baufenstern der Planzeichnung keine abweichenden 
Festsetzungen getroffen sind. 

2.4 Bauweise 

(§ 9 (1) Nr. 2 BauGB, § 22 BauNVO) 

Die zulässige Bauweise von Anlagen richtet sich nach den Angaben der Nutzungsschablone. 

- Die Bauweise a1 ist eine abweichende Bauweise im Sinne der offenen Bauweise mit 
seitlichem Grenzabstand und einer max. Gebäudelänge von 65 m. 

- Die Bauweise a2 ist eine abweichende Bauweise im Sinne der offenen Bauweise mit 
einseitigem Grenzabstand und einer max. Gebäudelänge von 62 m.  

- Die Bauweise a3 ist eine abweichende Bauweise im Sinne einer offenen Bauweise mit 
einseitigem Grenzabstand. Ausnahmsweise kann auf ein Heranbauen an die seitlichen 
Grundstücksgrenzen verzichtet werden, wenn die Gebäude als Endhäuser errichtet 
werden. 

 

3.0 Überbaubare Grundstücksfläche 

(§ 9 (1) Nr. 2 BauGB, § 23 BauNVO) 

3.1 Baulinie 

(§ 9 (1) Nr. 2 BauGB, § 23 (2) BauNVO) 

- Unterschreitungen der Baulinie zur Gebäudegliederung sind jeweils bis zu einer Tiefe von 
1,0 m und einer Breite von bis zu 10,0 m zulässig, wenn diese insgesamt nicht mehr als 
die Hälfte der Fassadenlänge des Einzelgebäudes ausmachen. Terrassen, Balkone und 
Loggien dürfen die Baulinien um max. 1,0 m überschreiten. 

- Entlang von Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung dürfen Nicht-Vollgeschosse 
von der Baulinie abweichen. 

- In den Baufeldern I-2 und II-7 dürfen Nicht-Vollgeschosse entlang der Planstraßen 
ebenfalls von der Baulinie abweichen. Ausgenommen hiervon sind die Baulinien entlang 
der Kreisstraße und der Planstraße Umgehung.  

3.2 Baugrenze 

(§ 9 (1) Nr. 2 BauGB, § 23 (3) BauNVO) 

- Terrassen, Balkone und Fluchtausgänge dürfen die Baugrenze bis zu einer Tiefe von max. 
2,0 m überschreiten. 

 

4.0 Flächen für Stellplätze und Garagen mit ihren Einfahrten 

(§ 9 (1) Nr. 4 BauGB, §§ 12, 14 BauNVO) 

4.1 Stellplätze, Garagen und Carports 

(§ 9 (1) Nr. 4 BauGB, § 12 (6) BauNVO) 

4.1.1 Oberirdische Stellplatzanlagen 

- Innerhalb der Baufelder, denen Gemeinschaftsstellplatzanlagen und 
Gemeinschaftsgaragenanlagen - GSt // GSt GGa - zugeordnet sind, sind außerhalb der 
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GSt // GSt GGA-Flächen oberirdisch ausschließlich Behindertenstellplätze sowie Flächen 
zur Andienung von Gewerbeeinheiten zulässig. 

- In den Baufeldern I-4 und III-4 sind oberirdische Stellplätze zudem in den privaten 
Stellplatzflächen - St - zulässig. 

- Im eingeschränkten Gewerbegebiet I-1 sind Stellplätze überall zulässig. 

4.1.2 Garagen und Carports 

- Im Bereich der Flächen für Gemeinschaftsstellplatzanlagen und 
Gemeinschaftsgaragenanlagen (GSt // GSt GGa) sind Einzelgaragen unzulässig. 

- In den Baufeldern I-5, II-3, II-5, II-6, II-7, III-1, III-3, III-7 sind Carports und Garagen nur 
innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen sowie dem seitlichen Bauwich zulässig. 
Garagen und Carports dürfen die hintere Bauflucht des Gebäudes um bis zu 2 Meter 
überschreiten. 

4.2 Ein- bzw. Ausfahrten und Anschluss anderer Flächen an die Verkehrsflächen 

Bereiche ohne Ein- und Ausfahrten 

- Entlang der in der Planzeichnung gekennzeichneten Bereiche sind Ein- und Ausfahrten für 
Kraftfahrzeuge zu privaten Baugrundstücken nur auf einer Länge von insgesamt höchstens 
20 % der jeweiligen an die öffentliche Verkehrsfläche angrenzenden Grundstücksgrenze 
zulässig. Sonstige Zuwegungen sind nur zulässig, soweit sie der fußläufigen Erschließung, 
der Erreichbarkeit von Fahrradabstellanlagen, Müllstandorten oder Rettungswegen dienen 
und die Funktionsfähigkeit der öffentlichen Entwässerungs-, Rückhalte- und 
Starkregenabflussanlagen nicht beeinträchtigen. 

- Entlang der Planstraßen A, B und C sind Ein- und Ausfahrten für Kraftfahrzeuge zu 
privaten Baugrundstücken unzulässig. Abweichend hiervon sind für die Grundstücke I-2, II-
4, II-5 und II-7 Ein- und Ausfahrten für Kraftfahrzeuge auf einer Länge von insgesamt 
höchstens 20 % der jeweiligen an die öffentliche Verkehrsfläche angrenzenden 
Grundstücksgrenze zulässig. Festgesetzte Flächen mit Geh- und Fahrrechten sind von 
dem Zufahrtsverbot ausgenommen. 

4.3 Tiefgaragen 

(§ 9 (1) Nr. 4 BauGB, § 12 (6) BauNVO) 

Tiefgaragen sind überall zulässig. 
 

5.0 Versorgungsflächen 

(§ 9 (1) Nr. 5 BauGB, § 12 (6) BauNVO) 

Anlagen zur Versorgung mit elektrischer Energie sind im gesamten Geltungsbereich zulässig, 
sofern anderweitige Regelungen nicht entgegenstehen. 
 

6.0 Flächen zur Rückhaltung und Versickerung von Niederschlagswasser 

(§ 9 (1) Nr. 14 BauGB i. V. m. § 9 (1) Nr. 20 BauGB) 

6.1 Behandlung von anfallendem Niederschlagswasser der öffentlichen Verkehrsflächen 

Das anfallende Niederschlagswasser der öffentlichen Verkehrsflächen ist vollständig 

zurückzuhalten und zu versickern. Die Speicher- und Versickerungseinrichtungen sind nach 

dem aktuellen Stand der Technik (Arbeitsblatt DWA-A138-1) zu bemessen und so zu planen, 

zu errichten und dauerhaft in betriebsbereitem Zustand zu halten, dass bis zu einem 

Regenereignis mit einem Wiederkehrintervall T > 20 kein Oberflächenwasser von diesen 

Flächen abfließt. 



VORENTWURF - Bebauungsplan Apfelbaumgarten II Stadt Weiterstadt 

 

 
Seite 6 

Die zeichnerisch festgesetzten Flächen M1 sind für die dezentrale Versickerung von 

Niederschlagswasser der öffentlichen Verkehrsflächen festgesetzt. Bauliche Anlagen und 

Nebenlagen, die nicht der Versickerung dienen, sind in den Flächen unzulässig. 

6.2 Behandlung von anfallendem Niederschlagswasser der privaten Grundstücksflächen  

In den WA II-6 und III-1 kann das auf den Baugrundstücken anfallende Niederschlagswasser 
ausnahmsweise in den zeichnerisch festgesetzten Bereichen M2 der öffentlichen Grünfläche 
zur Versickerung gebracht werden, sofern ein vollständiger Verbleib auf dem Baugrundstück 
nicht nachgewiesen werden kann. 
 
Die maximale anschließbare Fläche (AC) nach dem Arbeitsblatt DWA-A 138-1 ist auf maximal 
40 Prozent der Gesamtgrundstücksfläche begrenzt. Die Entwässerung des 
Niederschlagswasser ist so zu planen, dass das Niederschlagswasser oberflächig der 
Versickerungsmulde zugeleitet werden kann. Das notwendige Rückhaltevolumen für 
Niederschlagswasser aus dem nach DIN 1986-100:2016-12 erforderlichen 
Überflutungsnachweis ist auf dem Grundstück nachzuweisen. 
 

7.0 Öffentliche Grünflächen 

7.1 Park West 

Die öffentliche Grünfläche „Park West‘ ist mit den Zweckbestimmungen ‚Parkanlage‘ und 
‚Spielplatz‘ festgesetzt. 

7.2 Park Nord I 

Die öffentliche Grünfläche „Park Nord I‘‘ ist mit den Zweckbestimmungen ‚Parkanlage‘ und 
‚Spielplatz‘ festgesetzt. 

7.3 Park Nord II 

Die öffentliche Grünfläche „Park Nord II‘‘ ist mit der Zweckbestimmung ‚Parkanlage‘ 
festgesetzt. In der öffentlichen Parkanlage sind auch ‚Spiel- und Sportanlagen‘ wie 
Kleinspielfeld, Bolzplatz oder Skateanlage mit den zugehörigen baulichen Anlagen in den 
gekennzeichneten Bereichen zulässig. 

7.4 Park Mitte  

Die öffentliche Grünfläche „Park Mitte“ ist mit der Zweckbestimmung ‚Naturnahe Parkanlage‘ 
in Verbindung mit dem Pflanzgebot P1 festgesetzt.  

7.5 Park Süd 

Die öffentliche Grünfläche „Park Süd‘‘ ist mit der Zweckbestimmung ‚Parkanlage‘ festgesetzt. 
 

8.0 Private Grünflächen 

Die festgesetzten privaten Grünflächen sind als Wiesenflächen mit Baumgruppen und 
Strauchpflanzungen anzulegen und dauerhaft zu unterhalten. Die Errichtung von Anlagen zur 
Rückhaltung und Versickerung von Niederschlagswasser ist zulässig. 
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9.0 Flächen für die Regelung des Wasserabflusses bei Starkregen 

(§ 9 (1) Nr. 16b und 16c BauGB) 

9.1 Öffentliche Grünflächen 

Die zeichnerisch gekennzeichneten Flächen sind als Grünflächen mit Funktion zur Regelung 
des Wasserabflusses festgesetzt. Sie dürfen im Starkregenfall (Wiederkehrintervall T > 20 
Jahre) temporär überflutet werden. Geländehöhen und Einstauvolumen sind nach den 
Maßgaben des Entwässerungskonzeptes auszubilden. 

9.2 Eindringendes Außengebietswasser 

Die Verkehrsfläche mit besonderer Zweckbestimmung „Fuß- und Radweg“ am östlichen 
Ortsrand ist zur Vorsorge gegen Starkregenereignisse (eindringendes Außengebietswasser) 
im Mittel mindestens 30 cm über den zeichnerisch festgesetzten Höhenbezugspunkten der 
östlich angrenzenden Geländeoberfläche auszubilden. 
 

10.0 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft 

(§ 9 (1) Nr.  20 BauGB) 

10.1 Insektenfreundliche Außenbeleuchtung 

Für die Beleuchtung von Straßenverkehrsflächen, Stellplatzanlagen und sonstigen öffentlichen 
Flächen sind insektenfreundliche Beleuchtungssysteme (z. B. warmweiß getönte LED-
Leuchten oder Natriumdampf-Hochdrucklampen) mit maximal 3.000 Kelvin Farbtemperatur 
mit gerichtetem, nur zum Boden abstrahlendem Licht zu verwenden. 

10.2 Überdeckung und Begrünung von Tiefgaragen 

Tiefgaragen und andere bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, die nicht durch 
oberirdische bauliche Anlagen überdeckt sind, sind mit einer Vegetationstragschicht von mind. 
0,60 m Stärke zu überdecken und dauerhaft zu begrünen. Feuerwehrzufahrten, 
Erschließungswege und Zufahrten sind von dieser Regelung ausgenommen. Ausnahmsweise 
können zur Herstellung von Anschlüssen an angrenzende geplante oder vorhandene Höhen 
(z.B. Wege, öffentliche Verkehrsflächen, benachbarte Grundstücke) auch geringere 
Substratstärken zugelassen werden. Im Bereich von Baumpflanzungen ist pro Baum auf einer 
Fläche von mindestens 12 m² ein fachgerechter Bodenaufbau (Substratschicht abzüglich der 
Drainageschichten und Retentionselemente) von mindestens 0,90 m Dicke bei kleinkronigen 
bzw. mindestens 1,2 m Dicke bei mittelkronigen Bäumen vorzusehen. 

10.3 Flächenbefestigung 

Stellplätze, Wege, Zufahrten und sonstige befestigte Grundstücksfreiflächen sind in 
wasserdurchlässiger Bauweise herzustellen. 
 

11.0 Geh- und Fahrrechte 

(§ 9 (1) Nr. 21 BauGB) 

11.1 Geh- und Fahrrecht -GF- 

- Geh- und nicht motorisiertes Fahrrecht zugunsten der Allgemeinheit  

- Fahrrecht zugunsten der Anlieger und der Versorgungsträger 

11.2 Gehrecht -G1- 

- Geh- und nicht motorisiertes Fahrrecht zugunsten der Allgemeinheit 
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11.3 Gehrecht -G2- 

- Gehrecht zugunsten der Anlieger 

 

12.0 Anpflanzen und Erhalt von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 

(§ 9 (1) Nr.  25a und Nr. 25b BauGB) 

12.1 Park Mitte – Pflanzgebot P1 

Die zeichnerisch festgesetzte Fläche P1 ist zu mindestens 70 % als Gehölzfläche mit 
standortgerechten Bäumen und einheimischen Sträuchern gemäß Pflanzenliste 3 
anzupflanzen oder über gesteuerte Sukzession zu entwickeln. Auf maximal 30 % der Fläche 
sind unbefestigte Wege, Plätze oder Spielflächen zulässig. 

12.2 Ortsrandeingrünung – Pflanzgebot P2 

Auf den zeichnerisch festgesetzten Flächen P2 ist ein Gehölz aus standortgerechten, 
heimischen Sträuchern, Heistern und kleinkronigen Bäumen der Pflanzenliste 3, 2-reihig im 
Pflanzraster 1,5 x 1,5 m unter Einhaltung der nachbarrechtlichen Grenzabstände 
anzupflanzen. Die übrigen Flächen sind als artenreiche Wiese mit gebietseigenem Saatgut 
des Ursprungsgebiets 9 (30 % Mindestanteil Kräuter/Blumen) anzusäen. 

12.3 Begleitgrün – Pflanzgebot P3 

Auf den zeichnerisch festgesetzten Flächen P3 ist eine freiwachsende Hecke aus 
standortgerechten, heimischen Sträuchern der Pflanzenliste 3 unter Einhaltung der 
nachbarrechtlichen Grenzabstände anzupflanzen. 

12.4 Baumpflanzungen im öffentlichen Straßenraum 

Innerhalb der Erschließungsstraßen ist die Mindestanzahl an zu pflanzenden Straßenbäumen 
festgesetzt. Es sind geeignete hochstämmige Laubbäume 3x verpflanzt, Stammumfang mind. 
14/16 cm der Pflanzliste 1 mit einer Pflanzgrube von mind. 12 m³ durchwurzelbarem Volumen 
zu pflanzen, dauerhaft zu unterhalten und bei Abgang gleichwertig zu ersetzen.  

12.5 Stellplatzbegrünung 

Je angefangene 5 Stellplätze ist ein standortgerechter Laubbaum der Pflanzenliste 1 in einer 
unbefestigten Baumscheibe von mind. 10 m² Größe und mit einer Pflanzgrube von mind. 
12 m³ durchwurzelbarem Volumen zu pflanzen und dauerhaft zu unterhalten.  
Die o.g. Punkte gelten nicht, soweit die Stellplatzanlage mit einer Überdachung durch 
Solaranlagen versehen wird und die Bäume deren effektiver Nutzung entgegenstehen 
würden. 

12.6 Fassadenbegrünung 

Außenwandflächen von Gemeinschaftsgaragen sind auf mindestens 50 % ihrer Gesamtlänge, 
gemessen unmittelbar über Geländeoberkante am jeweiligen Gebäude, flächendeckend zu 
begrünen mit geeigneten Kletterpflanzen oder fassadenintegrierten Systemen. Bei 
bodengebundenen Kletterpflanzen ist mindestens 1 Pflanze pro laufendem Meter zu 
begrünender Wandlänge mit einer offenen und vor Überfahren geschützten Pflanzscheibe von 
mindestens 0,5 m² vorzusehen. 

12.7 Begrünung der Grundstücksflächen  

Die nicht überbauten Grundstücksflächen (Grundstücksfreiflächen) sind gärtnerisch anzulegen 
und dauerhaft zu unterhalten. Stein-, Schotter- oder Kiesgärten sind unzulässig. Stein-
/Kiesschüttungen sind nur als Drainage entlang von Hausfassaden bis zu einer Breite von 
0,50 m zulässig. Je angefangene 200 m² Grundstücksfreifläche ist mindestens ein 
standortgerechter Laub- bzw. Obstbaum der Pflanzenliste als Hochstamm oder Stammbusch, 
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3x verpflanzt, Stammumfang mind. 12/14 cm anzupflanzen. Sonstige Pflanzgebote nach § 9 
Abs. 1 Nr. 25a BauGB sowie vorhandene Gehölze können hierauf angerechnet werden.  

12.8 Dachbegrünung 

Flachdächer und flachgeneigte Dächer bis zu einer Dachneigung von 15°, die eine Dachfläche 
von jeweils 10 m² oder mehr aufweisen, sind flächendeckend und dauerhaft mit dafür 
geeigneten Pflanzen bzw. Pflanzsystemen mindestens extensiv zu begrünen. Die 
durchwurzelbare Mindestschichtdicke (ohne Drainagen, Speicher-/Retentionsboxen usw.) 
muss mindestens 15 cm, bei Garagen, Carports und Nebenanlagen mindestens 8 cm 
betragen. Flächen für technisch oder betrieblich notwendige Aussparungen bzw. Aufbauten, 
für Dachüberstände bzw. sonstige Randelemente der Dachkonstruktion, für die punktuellen 
Stützen von aufgeständerten Photovoltaikanlagen oder für Antennen und sonstige Signal 
empfangende Anlagen sind davon ausgenommen. 
 

13.0 Schallschutz 

13.1 Allgemeine Anforderungen des Schallschutzes 

Zum Schutz vor Verkehrslärm sind für schutzbedürftige Räume bauliche 

Schallschutzmaßnahmen am Gebäude vorzusehen. Die Anforderungen an die 

Schalldämmmaße der Außenbauteile, ggf. unter Berücksichtigung der jeweiligen Spektrum-

Anpassungswerte, sind gemäß der DIN 4109 in der zum Zeitpunkt der Abnahme des 

Gebäudes baurechtlich eingeführten Fassung zu ermitteln. Die maßgeblichen 

Außenlärmpegel gemäß DIN 4109:2018 sind in der Abbildung 1 dargestellt. 

Wird im Zuge der Erstellung der bautechnischen Nachweise nach § 59 HBO unter 

Berücksichtigung der Schallausbreitungsverhältnisse zum Zeitpunkt der Vorhabenzulassung 

im bauordnungsrechtlichen Verfahren der Nachweis erbracht, dass an den Außenbauteilen 

der schutzbedürftigen Räume nach DIN 4109-1: 2018-01 geringere maßgebliche 

Außenlärmpegel nach DIN 4109 1: 2018-01 anliegen, ist es zulässig die Anforderungen an die 

Schalldämmung der Außenbauteile entsprechend den Vorgaben der DIN 4109-1: 2018-01 zu 

reduzieren. Die erforderlichen Berechnungen sind nach DIN 4109-1: 2018-01 und DIN 4109-2: 

2018-01 durchzuführen. 
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Abbildung 1: Freie Schallausbreitung Maßgeblicher Außenlärmpegel 

13.2 Maßnahmen zum Schutz vor Verkehrslärm 

Räume mit Schlaffunktion sind in den Bereichen mit Beurteilungspegeln der 

Verkehrslärmimmissionen nachts von 50 dB(A) und mehr mit Lüftungen auszustatten, die das 

resultierende gesamte Bau-Schalldämmmaß des Außenbauteils nicht verringern und eine 

ausreichende Belüftung bei geschlossenem Fenster gewährleisten. Es können auch 

Maßnahmen gleicher Wirkung getroffen werden. 

Die Bereiche mit Überschreitung sind in Abbildung 2 gekennzeichnet. 

Wird im Zuge der Erstellung der bautechnischen Nachweise nach § 59 HBO unter 

Berücksichtigung der Schallausbreitungsverhältnisse zum Zeitpunkt der Genehmigung der 

Nachweis erbracht, dass an den betroffenen Fassaden der Beurteilungspegel des 

Gesamtverkehrslärms in der Nacht den Wert von 50 dB(A) nicht überschreitet, wird die in 13.2 

Abs. 1 festgesetzte Schallschutzmaßnahme nicht erforderlich. 
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Abbildung 2: Freie Schallausbreitung Verkehrslärm (Nacht) 

13.3 Maßnahmen zum Schutz vor Anlagenlärm 

Zum Schutz vor Anlagenlärm sind in den WA-Gebieten innerhalb der in der Planzeichnung 

gekennzeichneten Bereiche, in denen der Beurteilungspegel der Anlagenlärmimmissionen 

während der Nacht (22:00 Uhr bis 06:00 Uhr) 40 dB(A) überschreitet, für schutzbedürftige 

Aufenthaltsräume mit nächtlichem Schutzanspruch (insbesondere Schlafräume, Kinderzimmer 

sowie vergleichbare zum Schlafen bestimmte Aufenthaltsräume) geeignete architektonische, 

bauliche oder technischen Maßnahmen vorzusehen. 

Die Bereiche mit Überschreitung sind in Abbildung 3 gekennzeichnet. 

Durch die Maßnahmen ist sicherzustellen, dass am maßgeblichen Immissionsort nach TA-

Lärm der nächtliche Immissionsrichtwert für Allgemeine Wohngebiete eingehalten wird. 

Der Nachweis kann insbesondere durch eine geeignete Grundrissgestaltung mit einer 

lärmabgewandten Orientierung der Aufenthaltsräume oder bauliche Abschirmmaßnahmen (z. 

B. durch Gebäudeteile, Loggien oder vergleichbare bauliche Einrichtungen) erbracht werden. 

Kann der maßgebliche Immissionsrichtwert der TA-Lärm durch derartige Maßnahmen nicht 

eingehalten werden, sind Fenster schutzbedürftiger Aufenthaltsräume mit nächtlichem 

Schutzanspruch an den betroffenen Fassaden als nicht öffenbare Fenster auszuführen. Ist 

kein weiteres öffenbares Fenster vorhanden, ist eine kontrollierte schallgedämmte 

Lüftungseinrichtung vorzusehen. Gleichwertige technische oder bauliche Lösungen sind 

zulässig. 



VORENTWURF - Bebauungsplan Apfelbaumgarten II Stadt Weiterstadt 

 

 
Seite 12 

Wird im Zuge der Erstellung der bautechnischen Nachweise nach § 59 HBO unter 

Berücksichtigung der Schallausbreitungsverhältnisse zum Zeitpunkt der Genehmigung der 

Nachweis erbracht, dass an den betroffenen Fassaden der Beurteilungspegel des 

Anlagenlärms während der Nacht (22:00 Uhr bis 06:00 Uhr) 40 dB(A) nicht überschreitet, 

werden die in 13.3. Abs. 1 festgesetzten Schallschutzmaßnahmen nicht erforderlich. 

 

Abbildung 3: Freie Schallausbreitung Anlagenlärm (Nacht) 
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II  BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 

1.0 Gestaltung der baulichen Anlagen – Dachformen und technische Aufbauten  

(§ 91 Abs. 1 Nr. 1 HBO) 

- Es sind ausschließlich Satteldächer (SD) mit einer Neigung von 30-40° oder Flachdächer 
(FD) mit einer Neigung von höchstens 5° gemäß Nutzungsschablone zulässig. Die beiden 
Dachneigungen bei Satteldächern sind gleich auszugestalten. Die Firstrichtung ist der 
Planzeichnung zu entnehmen.  

- Abweichende Dachformen für untergeordnete Bauteile sind zulässig. 

- Für die Dacheindeckung von Satteldächern (SD) sind ausschließlich graue und ziegelrote 
Dachsteine mit einem Reflektionsgrad kleiner als 50 % zulässig. 

- Dachgauben sind zulässig bis zu 1/3 der Gebäudelänge der darunter liegenden Wand. 

 

2.0 Gestaltung der baulichen Anlagen – Dachformen und technische Aufbauten  

(§ 91 Abs. 1 Nr. 1 HBO) 

- Als Fassadenfarben sind grelle Farben in Anlehnung an z.B. RAL-Farben Nr. 1003 
Signalgelb, RAL-Farbe Nr. 2010 Signalorange, RAL-Farbe 3001 Signalrot, RAL-Farbe Nr. 
4008 Signalviolett, RAL-Farbe Nr. 5005 Signalblau, RAL-Farbe Nr. 6032 Signalgrün 
unzulässig. 

- Hausgruppen und Doppelhaushälften sind in Bezug auf Material und Farbgebung 
aufeinander abzustimmen und in Bezug auf Bauflucht, Gebäudehöhe, Dachform und 
Dachneigung deckungsgleich zu errichten. 

- Bei der Farbgebung der Gebäudefassaden und Oberflächenbefestigungen (Beton, Asphalt, 
Pflaster, wassergebundene Wegedecken, EPDM) sind Materialien und Farbtöne mit 
geringer Wärmespeicherung zu verwenden.  

- Der L-Wert des RAL Design Systems muss mindestens 65 oder heller sein; alternativ muss 
der Hellbezugswert (HBW) mindestens 35 betragen. 

- Bis zu 10 % der untergeordneten Fassadenverkleidungen oder -elemente, die der 
Außengestaltung bzw. Gliederung der Fassade dienen, sind von dieser Festsetzung 
ausgenommen. Elemente aus Holz sind vollständig von dieser Festsetzung 
ausgenommen. 

 

3.0 Einfriedungen  

(§ 91 Abs. 1 Nr. 3 HBO) 

- Es sind ausschließlich offene Einfriedungen und Hecken zulässig. 

- Offene Zäune sind bis zu einer Höhe von max. 1,5 m zulässig, Sockelmauern können bis 
zu einer Höhe von 0,5 m errichtet werden. Pfeiler zur Gliederung von Einfriedungen sind 
zulässig und dürfen bis zu einer Höhe von max. 1,5 m errichtet werden. 

- Geschlossene, blickdichte Einfriedungen wie Holzzaunelemente, Lattenzäune und Mauern 
sind unzulässig. Einfriedungen aus Kunststoffen oder ähnlichen Materialien sowie 
Stabgitterzäune mit Kunststoffgeflecht sind unzulässig. 

- Bei offenen Einfriedungen und Hecken ist ein 0,1 m hoher Streifen über dem Boden für die 
Tierwelt offen zu halten. 

- Straßenseitige Einfriedungen von Hausgruppen und Doppelhäusern sind in ihrer 
Gestaltung aufeinander abzustimmen. 
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4.0 Standflächen für Abfallbehältnisse  

(§ 91 Abs. 1 Nr. 3 HBO) 

Abfallsammelanlagen sind zu begrünen oder einzuhausen oder in das Hauptgebäude zu 
integrieren. 
 

5.0 Werbeanlagen 

(§ 91 Abs. 1 Nr. 7 HBO) 

Werbeanlagen sind nur an der Stätte ihrer Leistung im erdgeschossigen Bereich bis zu einer 
Ansichtsfläche von 1,0 m² zulässig. Im WA II-5 sind Werbeanlagen bis zu einer Ansichtsfläche 
von 3m² zulässig. Das GEe I-1 ist von dieser Regelung ausgenommen.   
 
Im gesamten Geltungsbereich unzulässig sind Werbeanlagen: 

- in Form von Blitzlichtern, 

- im Wechsel oder in Stufen ein- und ausschaltbare Leuchten, 

- als laufende Schriftbänder, 

- als projizierende Lichtbilder, 

- als spiegelunterlegte Schilder, 

- freistehende Werbeanlagen oder Werbeanlagen auf oder über Dach sowie 

- im Bereich verglaster Gebäudeteile. 
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III  KENNZEICHNUNGEN UND NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN 

1.0 Leitungstrasse DB Infrastructure  

Die sich im Plan befindlichen Leitungstrassen der DB Infrastructure Leitung Aschaffenburg-
Weiterstadt / Mastfeld 10137-10138 und Leitung Weiterstadt-Flörsheim / Mastfeld 1758-1759 
wird gem. § 9 Abs. 6 BauGB nachrichtlich in den Bebauungsplan übernommen. 
 
 

IV HINWEISE 

1.0 Naturschutzrechtliche Kompensationsmaßnahmen 

Zum Ausgleich naturschutzrechtlicher Eingriffe gemäß§ fa Abs 3 BauGB wurden sonstige 
Maßnahmen zum Ausgleich außerhalb des Plangeltungsbereichs auf den gemeindeeigenen 
Flächen in Weiterstadt Gräfenhausen, Flur 14, Flurstücke 13, 14, 15, 16, 17, 19, 22 und 23 
durchgeführt. Im Vorfeld der geplanten Gebietsentwicklung ABG II hat die Stadt Weiterstadt 
hier die „Sanddüne am Apfelbach“ erweitert und Sonderstandorte (Sandmagerrasen) als 
Kompensationsmaßnahme geschaffen. 
  
Die Zuordnung der Maßnahme zu den Teilbebauungsplanen erfolgt im weiteren Verfahren. 

2.0 Artenschutzrechtliche funktionserhaltende Maßnahmen (CEF-Maßnahmen) 

Im Geltungsbereich dieses Bebauungsplans treten geschützte Tier- und Pflanzenarten auf, die 
den artenschutzrechtlichen Bestimmungen des § 44 BNatSchG unterliegen (insbesondere 
europäische Brutvögel wie Rebhuhn, Feldlerche und Turmfalke sowie Zauneidechse). Um das 
Eintreten von artenschutzrechtlichen Verbotstatbeständen nach § 44 BNatSchG zu 
vermeiden, sind vor Baubeginn geeignete Maßnahmen zu ergreifen. Auf den Umweltbericht 
und den artenschutzrechtlichen Fachbeitrag wird verwiesen 
 
Zur Sicherung der ökologischen Funktion der Fortpflanzungs- und Ruhestätten von Rebhuhn, 
Feldlerche und Zauneidechse werden auf den nachfolgenden stadteigenen Flächen 
sogenannte CEF-Maßnahmen im zeitlichen Vorlauf zu der zulässigen baulichen Entwicklung 
durchgeführt. 
 
Gemarkung Braunshardt, Flur 5, FISt 200, 201,202, 203, 248 
Gemarkung Braunshardt, Flur 5, FISt 153, 154 
Gemarkung Schneppen hausen, Flur 5, FISt 133, 134, 135 
Gemarkung Schneppenhausen, Flur 5, FISt 11 4, 115 
 
Die Flächen werden über einen öffentlich-rechtlichen Vertrag zwischen der Stadt Weiterstadt 
und der Unteren Naturschutzbehörde des Landkreises gesichert. 
 
 

V PFLANZENLISTEN 

 
Wird im weiteren Verfahren ergänzt. 
 


